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TT am Sonntag
Angezähltes Europa zwischen Kollaps und Neustart
   Von Christian Jentsch
   Lech - „Wir müssen rasch die Richtung wechseln." Wifo-Ökonom Stephan Schulmeister forderte beim Mediengipfel in Lech Europas Politiker auf, sich von falschen Dogmen zu verabschieden und die Krise durch eine falsche Sparpolitik nicht noch weiter anzuheizen.
   Europa steht vor dem Fall. Und es könnte ein Sturz ins Bodenlose werden. Die Währungsunion droht zu kollabieren, die weltweite Flucht der Finanzmärkte aus dem Euro hat bereits begonnen. Und den wirtschaftlichen Verwerfungen könnte eine gesellschaftliche Zerreißprobe folgen. Es drohen Unruhen und ein Ende jener Stabilität, die in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg mit der politischen Integration geschaffen wurde. „Ende oder Wende - Zerbricht Europa?" war auch die zentrale Frage beim 5. Mediengipfel am Arlberg. Von einem internationalen Podium aus Experten, Politikern und Journalisten unter der Leitung von ARD-Korrespondentin Susanne Glass wurde auf dem Rüfikopf hoch über Lech die Einheit Europas beschworen und ein rascher Richtungswechsel eingefordert.
   Wifo-Experte Stephan Schulmeister warnte eindringlich vor falschen politischen Weichenstellungen, welche die Krise nicht bekämpfen, sondern Europa vielmehr unweigerlich in die Rezession treiben würden. Die deutsche Forderung eines strikten Sparkurses inmitten der Krise sei nicht die richtige Antwort, so der österreichische Ökonom. Vielmehr müsste Europa mit Bonds zu einem fixen Zinssatz die ruinöse Zinsspirale bei den Schuldnerländern beenden. Und er machte den neoliberalen Wirtschaftskurs, der den „Finanz-Alchemisten" Tür und Tor geöffnet hat, als Hauptverursacher der Krise aus. Weniger die Realwirtschaft als vielmehr eine hochspekulative und entkoppelte Finanzwirtschaft habe das Sagen und treibe Staaten in den Ruin.
   Für den deutschen Politologen und Regierungsberater Werner Weidenfeld wird die kommende Woche zur Bewährungsprobe für das vereinte Europa. Jetzt müsse das erledigt werden, was in Maastricht verabsäumt wurde. Für den früheren EU-Kommissar Franz Fischler wird sich Europa aber auch ganz substanzielle Fragen bezüglich seiner Zukunft stellen müssen. Will man das europäische Sozialmodell beibehalten? Welche Rolle will man im Konzert der Großmächte spielen? Und er ortet ein Defizit an Demokratie in Europa. In dieser Hinsicht hält er das Vorpreschen von Berlin und Paris zur Lösung der Euro-Finanzkrise für problematisch.
   Sarkozy will am Montag in Paris gemeinsam mit der deutschen Kanzlerin Angela Merkel Details eines Rettungsplanes für die Euro-Krise präsentieren. Wobei Deutschland vor allem auf zügige Änderungen der EU-Verträge pocht, um eine strengere Überwachung der Stabilitätsregeln festzuschreiben. Eine Führungsrolle Deutschlands sei zwar laut Fischler unumgänglich, doch andere EU-Staaten dürften sich nicht übergangen fühlen. Eines ging aus der Diskussion jedenfalls klar hervor: Nationale Egoismen müssen zurücktreten. Ohne eine stärkere gesamteuropäische Politik wird man die Krise nicht meistern, speziell hinsichtlich einer gemeinsamen Fiskalpolitik.
   Im Rahmen einer aktuellen Pressestunde in Lech sprach auch der frühere österreichische Vizekanzler und jetzige Vizepräsident der Europäischen Investitionsbank, Wilhelm Molterer, von einer systemischen Krise, die neue Antworten erfordere. Dem global agierenden Finanzmarkt habe man auf nationalstaatlicher Ebene nichts entgegenzusetzen. Molterer plädierte für eine Stärkung der Europäischen Kommission, um den neuen Herausforderungen zu begegnen.
Bild: Über dem Euro und der EU brauen sich dunkle Wolken zusammen.
      Experten wie Susanne Glass (ARD), Franz Fischler und der
      Wirtschaftsforscher Stephan Schulmeister suchten beim
      Mediengipfel in Lech am Arlberg nach den Gründen und möglichen
      Auswegen.Fotos: EPA, promedia
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Fischler findet Vorpreschen von Merkel und Sarkozy "problematisch"
Utl.: Deutschlands führende Rolle bei der Lösung der Finanzkrise
      braucht "Fingerspitzengefühl" =
   Lech (APA) - Der ehemalige EU-Kommissar Franz Fischler kann dem Vorpreschen Deutschlands und Frankreichs zur Lösung der EU-Finanzkrise wenig abgewinnen. Die Vorgangsweise, dass die deutsche Kanzlerin Angela Merkel und der französische Präsident Nicolas Sarkozy kommenden Montag in Paris eine Lösungsvorschlag für die EU unterbreiten, halte er für einen Beweis dafür, dass "die europäische Konstruktion demokratische Mängel aufweist", die behoben werden müssten. Er halte dieses Vorpreschen von Berlin und Paris für problematisch, sagte Fischler Freitagabend in einer Diskussion zum Thema "Ende oder Wende - Zerbricht Europa?" im Rahmen des Mediengipfels am Arlberg.
   Die Expertenrunde, unter ihnen der Ökonom Stephan Schulmeister und der deutsche Politologe und Politikberater Werner Weidenfeld, waren einig, dass eine Abstimmung zwischen Deutschland und Frankreich und eine führende Rolle Deutschlands notwendig seien, um die Krise zu bewältigen. Doch müssten die übrigen EU-Staaten rechtzeitig eingebunden werden. Es dürfe nicht der Eindruck entstehen, so der Tenor der Diskussion, dass Deutschland die übrigen EU-Staaten dominieren wolle. Hier sei Fingerspitzengefühl erforderlich.
   Weidenfeld bezeichnete den kommenden Montag als "Schicksalstag" für Europa. Er zeigte sich zuversichtlich, dass auch die von Fischler angesprochenen Mängel in der europäischen Konstruktion von Merkel und Sarkozy thematisiert würden. "Jetzt werden sie das erledigen, was in Maastricht nicht gemacht wurde. Das wird das ganze Machtmosaik in Europa durcheinanderbringen." Weidenfeld wollte allerdings nicht näher ins Detail gehen.
   Eines der großen Zukunftsthemen sei die Frage der Legitimation des politischen Handelns auf europäischer Ebene, sagte Weidenfeld. Es gebe "dramatischen Nachholbedarf bei der demokratischen Legitimation", das werde Europa in den kommenden Jahren beschäftigen. Die Politiker müssten ihren Bevölkerungen viel besser erklären, was zu tun sei.
   Ökonom Schulmeister forderte die europäischen Politiker zum "sofortigen Umdenken" auf, um die Schuldensituation in den Griff zu bekommen. Er bezeichnete es als schweren Fehler, wenn Staaten wirtschaftlich einzig und allein auf Sparpolitik setzen. Österreichs Schuldenbremse sei Ausdruck einer wirtschaftlichen "Ahnungslosigkeit". Wenn man laut über eine Schuldenbremse in der Verfassung nachdenke, würden die Märkte nervös und die Zinsenstiegen stiegen an, sagte Schulmeister.
   Der Regierungschef Liechtensteins, Klaus Tschütscher, warnte davor, angesichts der Krise den Rattenfänger-Methoden der Demagogen aufzusitzen: "Meine Sorge ist es, dass mit der Angst Politik gemacht wird. Die Bevölkerung erträgt ziemlich viel Wahrheit - aber keine politischen Lügen mehr." Mit Fischler, Weidenfeld, Tschütscher und Schulmeister diskutierten auf dem Lecher Rüfikopf unter Moderation der ARD-Korrespondentin in Wien, Susanne Glass, ORF-Chefreporter Roland Adrowitzer, der niederländische Wirtschaftsjournalist Paul Laseur sowie der Südosteuropa-Korrespondent des deutschen "Handelsblatts", Stefan Menzel.
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Nationalstaaten oder doch Vereinigte Staaten Mediengipfel in Lech zur Krise von Euro und EU: Experten warnen vor Defiziten
   Thomas Mayer
   Lech - "Ich bin ein totaler Fan der gegenwärtigen Krise", bekannte der Schriftsteller Robert Menasse zum Auftakt des europäischen "Mediengipfels" in Lech am Arlberg. Die aktuelle Krise rund um Euro und Schuldenstaaten sei notwendig. Sie mache die "grotesken Widersprüche" zwischen transnationalen Institutionen und den nationalen Ebenen in der heutigen Union sichtbar: "Sie wurden so dramatisch, dass nun Antworten gefunden und Beschlüsse gefasst werden müssen", so der Autor in einer Zuspitzung unter dem Titel Grüße aus Auschwitz .
   Der Rat müsse weg. Seit Jahren sei es zu einem Wiedererstarken des Nationalismus gekommen, würden nationale Regierungen stärker versuchen, die gemeinsamen EU-Institutionen zu unterlaufen, erklärte er. Das aber verstoße gegen Sinn und Geist der Union (als Antwort auf die Verwüstungen durch den Nationalsozialismus) ebenso wie Versuche in Deutschland, mit einer ständig zaudernden Kanzlerin Angela Merkel einen "deutschen Führungsanspruch" zu erheben.
   Insbesondere mit letzterer These löste Menasse heftigen Widerspruch in der von Standard-Chefredakteurin Alexandra Föderl-Schmid geleiteten Diskussion aus. Aber vor dem Hintergrund, dass Berlin und Paris am Montag ihren EU-Reformvorschlag in der französischen Hauptstadt präsentieren werden, hätten Menasses provokanter Anstoß und das zum fünften Mal vom Klub der Auslandsjournalisten ausgerichtete Europa-Forum in Lech kaum angemessener ausfallen können.
   "Die Nationalstaaten können nicht einfach weggewischt werden", hielt der Philosoph Konrad Paul Liessmann Menasse entgegen. Man müsse die Gefahr ernst nehmen, wenn die Völker das Gefühl hätten, dass "transnationale Eliten" nicht mehr ihre Interessen vertreten. "Deutschland-Bashing sei zu simpel", beschied auch der Zeit -Journalist Joachim Riedl. Menasse wies auf "Verhetzungsartikel" in deutschen Zeitungen hin, etwa gegen "die faulen Griechen".
   Einig war man sich grundsätzlich darin, dass Europa jetzt Reformen brauche. Markus Spillmann, Chefredakteur der NZZ , wandte ein, dass man die unterschiedlichen Haltungen von EU-Ländern "nicht ins nationale Eck stellen" solle. Die Union sei eine Gemeinschaft aus sich heraus, "eine Leistung, vor der man durchaus Respekt haben sollte".
   Wie könnte es weitergehen? Charles King Mallory vom Aspen-Institute sieht die Zukunft der Union "optimistischer" als die meisten Diskutanten aus Europa: "Die Vereinigten Staaten von Europa sind erstrebenswert."
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LECH. "Ende oder Wende - zerbricht Europa?" So lautet der...
   LECH. "Ende oder Wende - zerbricht Europa?" So lautet der Übertitel eines Mediengipfels, mit dem sich Auslandskorrespondenten und Vertreter aus den Bereichen Medien, Kultur und Politik bis morgen, Samstag, in Lech am Arlberg
   beschäftigen. Zum Auftakt wurde gestern Abend zu einem Empfang ins Hotel Post zu Florian Moosbrugger geladen. Bürgermeister Ludwig Muxel und Tourismusdirektor Hermann Fercher durften dazu gemeinsam mit Susanne Glass als Verbandspräsidentin der Auslandspresse in Wien nicht nur Statthalter Markus Wallner sowie Schriftsteller und Essayist Robert Menasse oder Verleger Eugen Russ mit Irene willkommen heißen. Auch Chefredakteure wie Alexandra Föderl-Schmid und Markus Spillmann sowie EU-Abgeordnete Eva Lichtenberger oder Korrespondenten wie Andreas Pfeifer, Erik Kirschbaum und Joachim Riedl sowie Astrid Zimmermann (Presseclub Concordia) und Konrad Paul Liessmann, wissenschaftlicher Leiter des Philosophicums, hatten sich nach Lech aufgemacht. Heute werden auch Ex-Vizekanzler Wilhelm Molterer und Klaus Tschütscher als Regierungschef von Liechtenstein am Arlberg erwartet.
ZiB 2 vom 02.12.2011 22.00 Uhr
ZiB 2 (22:00) - Deutsche Kanzlerin Merkel für Änderung der EU-Verträge
Lorenz-Dittlbacher Lou (ORF)
   Guten Abend, meine Damen und Herren! Der deutsch-französische Doppelschlag
   kam in Form von zwei Reden. Nicolas Sarkozy sprach gestern in Toulon,
   Angela Merkel heute in Berlin. Einig waren sich die beiden darin, dass die
   EU-Verträge geändert werden müssen. "Wir reden nicht mehr nur über eine
   Fiskal-Union, wir fangen an, sie zu schaffen", hat die deutsche Kanzlerin
   heute im Bundestag gesagt. Aber so einfach, wie das klingt, wird es nicht
   werden. Die Zeit bis zum EU-Gipfel nächste Woche, der eine grundsätzliche
   Lösung der Schuldenkrise bringen soll, ist knapp. Und so fragen
   mittlerweile nicht nur Pessimisten: "Ende oder Wende - zerbricht Europa?",
   sondern auch die Teilnehmer eines hochrangigen Mediengipfels in Lech.
   Margit Maximilian und Andreas Pfeifer berichten:
Maximilian Margit (ORF)
   Lech im Winter. So mancher fragt sich wohl, ob der Schnee heuer bereits dem
   meteorologischen Sparpaket zum Opfer gefallen ist. Das Klima im Euroraum
   jedenfalls ist kritisch:
Weidenfeld Werner (Centrum für angewandte Politikforschung)
   Jede Währung braucht einen ganz festen Gestaltungsrahmen. Und der Euro ist
   bisher die einzige Währung auf der Welt, die diesen Gestaltungsrahmen nicht
   hat. Der Dollar, die chinesische Währung, die japanische Währung, die haben
   alle einen politischen Rahmen. Und das haben wir bisher so gar nicht
   gemerkt, weil wir in einer Schönwetterzeit gelebt haben. In dem Moment, wo
   diese Schönwetterzeit beendet ist, so wie jetzt seit einiger Zeit,
   empfinden sie das sehr schmerzhaft und deshalb müssen sie diesen
   politischen Rahmen schaffen.
Maximilian Margit (ORF)
   Alles wartet nun gespannt auf Montag. Da will die deutsche Kanzlerin Merkel
   gemeinsam mit dem französischen Präsidenten einen Euro-Rettungsplan
   verkünden. Schon heute nannte sie die Grundzüge:
Merkel Angela (CDU)
   Das Ziel ist eine Fiskal-Union, zu ihr gehört beides, eine mit
   Durchgriffsrechten durchsetzbare Haushaltsdisziplin ihrer Mitglieder und
   ein wirksames Instrumentarium für Krisenfelder. Und dazu führt kein Weg
   daran vorbei, die Europäischen Verträge zu ändern, oder, das wäre die
   zweitbeste Lösung, neue Verträge innerhalb der Eurogruppe zu schaffen.
Maximilian Margit (ORF)
   Über die Krisenpläne spricht Merkel dann zu Mittag auch mit Österreichs
   Bundeskanzler Faymann. Drei Mann-Ehrengarde reichen, sparen auch hier,
   selbst mit der Zeit. Wenn die EU-Vertragsänderungen begrenzt bleiben, dann,
   so halten beide danach fest, wären Volksabstimmungen darüber nicht
   notwendig:
Fischler Franz (ÖVP)
   Ja das ist offenkundig der Plan des Herrn Bundeskanzler Faymann, weil er
   eben jetzt ein Problem hat, weil er Volksabstimmungen unter gewissen
   Umständen zugesagt hat. Rein rechtlich ist auch keine Volksabstimmung
   notwendig und darüber hinaus muss man jetzt erst einmal sehen, was wird
   entschieden, wie sollen die Vertragsänderungen ausschauen?
Schulmeister Stephan (WIFO)
   Europa braucht die Achse Frankreich/Deutschland - die ist der
   Stabilitätsfaktor schlechthin. Aber ich fürchte, das Ganze ist zum Teil
   eine Show, denn inhaltlich liegen Sarkozy und Merkel weit auseinander. Sie
   tun so, als hätten sie sozusagen wirklich einen gemeinsamen Plan, aber der
   besteht letztlich in jener Therapie, die Teil der Krankheit ist, nämlich
   einer allgemeinen Sparpolitik, in einer Rezession.
Maximilian Margit (ORF)
   Doch sind die Nationalstaaten wirklich bereit, mehr Macht an Brüssel
   abzugeben? Die Sorge um Europa hallt wider in Österreichs Bergwelt.
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"Parteien wursteln einfach weiter"
   NZZ-Korrespondent Ritterband sieht die österreichische Politik in einer großen Krise.
   Österreich geriert sich wie ein Kleinstaat im Winkel.
   Charles Ritterband
   Dr. Charles E. Ritterband
   Korrespondent der Neuen Zürcher Zeitung (NZZ) in Wien
   Geboren: 1952 in Zürich
   Ausbildung: Doktorat der Staatswissenschaften an der Universität
   St. Gallen, Studien in Paris und Harvard.
   Laufbahn: Ab 1983 Auslandskorrespondent der NZZ in Jerusalem, Washington, London, Buenos Aires und seit 2001in Wien, zuständig für Österreich, Ungarn, Rumänien und Bulgarien. Lehrbeauftragter u. a. an der Universität Wien.
   Wien, Lech."Ende oder Wende - zerbricht Europa" lautet der Titel des diesjährigen Mediengipfels in Lech. Veranstaltet vom "Verband der Auslandspresse in Wien" diskutieren Journalisten, Autoren, Politiker und Professoren über die Schuldenkrise.
   Erwartet werden Ex-EU-Kommissar Franz Fischler, der liechtensteinische Regierungschef Klaus Tschütscher, der Vizepräsident der Europäischen Investitionsbank und Ex-Vizekanzler Wilhelm Molterer, ORF-Chefreporter Roland Adrowitzer, der Schriftsteller Robert Menasse, der führende deutsche Politikwissenschafter Werner Weidenfeld und andere.
   Auslandskorrespondenten gehen ab heute auf dem Mediengipfel in Lech der Frage nach, ob Europa zerbricht. Ist die Lage wirklich so dramatisch, dass man vom "Ende oder Wende" sprechen muss?
   Charles Ritterband: Ganz eindeutig. Wenn die ungeheuren Defizite und Fast-Bankrotte weiterhin um sich greifen, ist nicht nur die Euro-Zone gefährdet, sondern die gesamte EU. Aber ich glaube nicht, dass der Anfang vom Ende gekommen ist. Weil man zu einem Arrangement gezwungen ist.
   Ist der Druck gar so groß, dass am Ende ein stärkeres Europa stehen wird?
   Ritterband: Natürlich wird es eine EU geben müssen, die stärker gegen solche Krisen gewappnet ist.
   Aber in den Köpfen ist das noch nicht angekommen: Bundeskanzler Faymann und Außenminister Spindelegger scheuen etwa eine europäische Wirtschaftsregierung.
   Ritterband: Österreich ist nicht maßgeblich in dieser Hinsicht. Abgesehen davon schielt Faymann auf die Boulevardmedien und lässt sich von diesen anheizen. Und Spindelegger kann sich da nicht weit genug von seinem Regierungspartner entfernen.
   Österreich spielt keine Rolle mehr in Europa?
   Ritterband: Warum sagen Sie "mehr"?
   Weil das früher anders war.
   Ritterband: Sie müssen zwischen Rolle und Ambition unterschieden. Aufgrund seiner Größe hat Österreich nie eine tragende Rolle gespielt. Ambitionen hat es gegeben. Aber das hat sich radikal geändert. Wolfgang Schüssel und Franz Vranitzky haben beispielsweise eine dezidiert proeuropäische Politik gemacht. Auch Ferrero-Waldner und Ursula Plassnik (Ex-Außenministerin) waren sehr engagiert. Spindelegger wirft man vor, er sei zu wenig profiliert. Das halte ich für möglich. Wahrscheinlich ist der Mann ganz einfach überfordert durch seine Doppelrolle als Parteichef und Außenminister.
   Was bedeutet das für Österreich, dass es auf europäischer Ebene bedeutungslos geworden ist?
   Ritterband: Das ist verhängnisvoll: Wenn sich Österreich aus falscher Rücksicht auf Boulevardmedien nicht mehr profiliert, kann es an den auch für das Land wichtigen und schicksalhaften Entscheidungen nicht mehr mitwirken. Damit verschlechtert sich seine Position, was die Boulevardmedien aufgreifen werden - was letztlich auch wieder auf die Regierung zurückfallen wird.
   Sie hat sich also selbst in einen Teufelskreis begeben?
   Ritterband: So ist es.
   Die Umfragewerte der Regierungsspitze sind vernichtend, die ehemaligen Großparteien sind abgestürzt. Wie beurteilen Sie das?
   Ritterband: Das Erschreckende ist: Es ist eine Krise, alle Alarmglocken läuten, aber kaum jemand nimmt das wahr. Was wiederum heißt, dass die Demokratie für die breite Masse kein Thema ist; sie ist einfach da und das nimmt man hin. Der Popularitätsverlust der Politiker, die Umfragewerte von SPÖ und ÖVP, die Stagnation der einzigen von Korruption unbefleckten Partei, der Grünen, und das Erstarken einer Partei mit eindeutig rechtsextremen Flecken, nämlich der FPÖ - all das sind erschreckende Tendenzen. Man muss wirklich sagen, wir erleben eine große Krise. Doch die Politiker und die Parteien wursteln einfach weiter. Weder versuchen sie, außenpolitisch etwas zu erreichen, noch innenpolitisch.
   Irgendwann wird da etwas implodieren. Oder explodieren.
   Ritterband: Österreich geriert sich als Kleinstaat im Winkel und nicht, wie es seine geographische und wirtschaftliche Position erfordern würde, als Drehscheibe, als Land im Zentrum Europas.
   Werden SPÖ und ÖVP erst dann aufwachen, wenn Sie hinter die FPÖ zurückgefallen sind?
   Ritterband: Dann ist es zu spät. Dann wird eine derartige Panik ausbrechen, dass man zu einer vernünftigen Politik gar nicht mehr fähig ist. Also müsste man jetzt sofort agieren. Aber es passiert nichts. (VN-joh)
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"Krise spielt Populisten in die Hände"
   Eine prominent besetzte "Pressestunde" bildete das Finale des fünften Mediengipfels in Lech am Arlberg.
   Traditionelle Parteien haben keine Anworten mehr parat.
   Wilhelm Molterer
   Die Krise macht uns Sorgen. Geht es der Welt und der EU schlecht, gehts uns doppelt schlecht.
   Klaus Tschütscher
   LECH. ARD-Korrespondentin Susanne Glass und APA-Ressortleiter Ambros Kindel erörterten dabei mit ihren Podiumsgästen die Frage, inwiefern die aktuelle Krise die Parteienlandschaft Europas verändert.
   Etablierte Parteien gefordert
   Fazit: Die Krise spielt Populisten in die Hände, es gilt, ihnen mit Besonnenheit entgegenzutreten. Solange die etablierten Parteien der Bevölkerung echte Lösungsvorschläge schuldig bleiben, wird dieser Trend anhalten. Der Vizepräsident der European Investment Bank, Wilhelm Molterer, ehemaliger Vizekanzler und Finanzminister, hält die aktuelle Problemlage für mehr als nur eine Wirtschaftskrise: "Es ist eine systemische Krise auf globaler Ebene, in der EU und in den Nationalstaaten. Die traditionellen Parteien haben plötzlich keine Antworten mehr parat." Dies könne gar nicht funktionieren, so Molterer, der von den etablierten Parteien forderte, sich diesen neuen Anforderungen anzupassen. Andernfalls drohe ihnen der Bedeutungsverlust.
   Zur Frage, ob auch unpopuläre Maßnahmen gegen die Krise, die Europa aufoktroyiert, in Österreich durchsetzbar wären, überraschte er mit offenen Worten: "Schauen wir uns die Realitäten an. Wo ist denn im italienischen oder griechischen Parlament noch eine Rede von nationaler Souveränität?"
   Populismus auf dem Vormarsch
   Der österreichische Botschafter in Berlin, Raph Scheide, brachte die deutsche Perspektive in die Diskussion ein. Er könne "noch keine Radikalisierung" in der Parteienlandschaft in Deutschland erkennen. Der Regierungschef von Liechtenstein, Klaus Tschütscher, sprach aus der Perspektive eines außenstehenden, aber eng mit Europa verwobenen Landes: "Die Krise in Europa macht auch uns Sorgen, denn unser Land ist zu 99 Prozent auf Exporte angewiesen. Wenn es der Welt und Europa schlecht geht, geht es uns daher doppelt schlecht." Noch mache sich diese Krise nicht in der Liechtensteiner Parteienlandschaft bemerkbar. Und mit Piraten rechne er in Vaduz "höchstens im Fasching", nicht jedoch als politische Konkurrenten. "Die Menschen suchen in erster Linie echte Antworten."
   Initiiert wurde der Mediengipfel vor fünf Jahren von der Kommunikationsagentur pro.media, seither wir die Veranstaltung in enger Kooperation mit der Lech Zürs Tourismus GmbH organisiert.
Bild: Klaus Tschütscher (l.) und Wilhelm Molterer.
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